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Zur räumlichen Ausdehnung einer Kundenanlage gemäß  
§ 3 Nr. 24 a EnWG bei Einsatz von EEG-Anlagen

I. Einleitung

Der Begriff der „Kundenanlage“ gemäß § 3 Nr. 24 a EnWG1 
ist für Quartierslösungen von erheblicher Bedeutung. Im Kern 
geht es bei diesen Konstellationen darum, ein nach bestimmten 
Kriterien definiertes Gebiet mit Strom aus einer oder mehreren 
Erzeugungsanlagen zu versorgen. Aufgrund der engen Verbun-
denheit zwischen Erzeugungs- und Verbrauchsstätte reduzie-
ren sich die regulatorischen Anforderungen und f inanziellen 
Belastungen. 

Der Begriff der Kundenanlage bedarf allerdings der Ausformung 
und Konkretisierung durch Rechtsprechung und Wissenschaft. 
Obwohl der Begriff bereits im Jahr 2011 in das EnWG auf-
genommen worden ist2, hat er lange Zeit eher ein Schatten-
dasein geführt. Erst in den vergangenen Jahren ist er zunehmend 
ins Blickfeld von Rechtsprechung3 und Wissenschaft4 gerückt. 
Das dürfte primär darauf zurückzuführen sein, dass Quartiers
lösungen seitdem in der Praxis erheblich an Bedeutung gewon-
nen haben. Parallel dazu ist die Bereitschaft der Projektentwickler 
und Energiedienstleister, die Einordnung der von ihnen er-
richteten Infrastruktureinrichtungen als Kundenanlage auch 
gerichtlich durchzusetzen, gestiegen.

Der Bundesgerichtshof hat bei der Ausformung und Konkre-
tisierung des Begriffs der Kundenanlage mit seinem Beschluss 
vom 12. 11. 2019 5 wichtige Marken gesetzt. Bei der Prüfung, 
ob eine Kundenanlage vorliegt, sieht er den Schwerpunkt im 
Erfordernis aus § 3 Nr. 24 a lit. c EnWG. Danach muss die Kun-
denanlage für die Sicherstellung eines wirksamen und unver-
fälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit Elektrizität und 
Gas unbedeutend sein. 

Das ist nach Auffassung des Bundesgerichtshofs dann der Fall, 
wenn die Energieanlage weder in technischer noch in wirt-
schaftlicher Hinsicht ein Ausmaß erreicht, das Einf luss auf 
den Versorgungswettbewerb und die durch die Regulierung 
bestimmte Lage des Netzbetreibers haben kann. Und der Senat 
wird noch konkreter: Er sieht das Erfordernis aus § 3 Nr. 24 a 
lit. c EnWG regelmäßig in den Fällen als nicht erfüllt an, in 
denen mehrere Hundert Letztverbraucher angeschlossen sind, 
die Anlage eine Fläche von deutlich über 10.000 qm versorgt, 
die jährliche Menge an durchgeleiteter Energie voraussicht-
lich 1.000 MWh deutlich übersteigt und mehrere Gebäude 
angeschlossen sind.6

Bei der Anwendung der vorstehenden Rechtsprechung auf 
Quartierslösungen, die zur Stromversorgung erneuerbare Ener-
gien einsetzen7, stellt sich allerdings die Frage, wie die räum-
liche Ausdehnung einer Kundenanlage zu bemessen ist. Die 
Frage wird insbesondere bei der Windenergie und der Bio-
masse virulent. Der vorliegende Beitrag geht diesem Thema 
nach und schlägt eine konkrete Anwendung der BGH-Grund-
sätze vor. 

II. Konstellation

Schematisch und stark vereinfacht stellt sich eine typische Quar-
tiersversorgung unter Einsatz einer Windenergieanlage so dar 
wie aus Schaubild Nr. 1 ersichtlich. 
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Bei der Bestimmung der geografischen Ausdehnung der Kun-
denanlage stellt sich somit die Frage, wie deren geograf ische 
Ausdehnung zu bemessen ist. Man könnte hierzu allein das zu 
versorgende Quartiersgebiet zählen (Variante 1). Eine weite-
re Möglichkeit besteht darin, auch die Leitung zwischen der 
Windenergieanlage und dem Quartier, nicht aber die Wind-
energieanlage selbst mit einzubeziehen (Variante 2). Schließlich 
und am weitgehendesten ließe sich neben der Leitung auch die 
Windenergieanlage selbst einrechnen (Variante 3). 

Bei den Varianten 2 und 3 stellt sich die zusätzliche Frage, ob 
und ggf. welche geometrischen Berechnungsmethoden zur Ein-
berechnung der Fläche der „Kundenanlage“ anzuwenden ist. 

2. Gesetzliche Ausgangslage

Nach der Begriffsbestimmung in § 3 Nr. 24 a EnWG handelt es 
sich bei Kundenanlagen um Energieanlagen zur Abgabe von 
Energie, die sich auf einem räumlich zusammengehörigen Ge-
biet befinden (lit. a), mit einem Energieversorgungsnetz oder mit 
einer Erzeugungsanlage verbunden sind (lit. b), für die Sicher-
stellung eines wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs bei 
der Versorgung mit Elektrizität und Gas unbedeutend sind (lit. c) 
und jedermann zum Zwecke der Belieferung der angeschlosse-
nen Letztverbraucher im Wege der Durchleitung unabhängig 
von der Wahl des Energielieferanten diskriminierungsfrei und 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden (lit. d). 

Die Begriffsbestimmung enthält gleich zu Beginn den Begriff 
der „Energieanlage“. Dieser wiederum ist in § 3 Nr. 15 EnWG 
definiert. Danach sind Energieanlagen

„Anlagen zur Erzeugung, Speicherung, Fortleitung oder Ab-
gabe von Energie, soweit sie nicht lediglich der Übertragung 
von Signalen dienen, dies schließt die Verteileranlagen der 
Letztverbraucher sowie bei der Gasversorgung auch die letzte 
Absperreinrichtung vor der Verbrauchsanlage ein.“ 

§ 3 Nr. 15 EnWG definiert also gewissermaßen einen Ober-
begriff der Energieanlage für das Energiewirtschaftsgesetz. 
Eine Energieanlage im Sinne des § 3 Nr. 15 EnWG kommt 
somit mit vier – alternativ oder kumulativ zu betrachtenden – 
Einsatzzwecken vor: (1) zur Erzeugung, (2) zur Speicherung, 
(3) zur Fortleitung und/oder (4) zur Abgabe von Energie. 

Die Begriffsbestimmung der Kundenanlage in § 3 Nr. 24 a 
EnWG greift sich jedoch nur einen dieser Einsatzzwecke her-
aus: „Kundenanlagen (sind) Energieanlagen zur Abgabe von 
Energie“. § 3 Nr. 24 a EnWG referenziert somit nicht auf jed-
weden Einsatzzweck einer Energieanlage, sondern lediglich 
und ausschließlich auf den vierten der obengenannten Einsatz-
zwecke, die Abgabe von Energie. Im Umkehrschluss bedeu-
tet dies, dass Energieanlagen zur Erzeugung, zur Speicherung 
und zur Fortleitung von Energie nicht vom Begriff der Kunden-
anlage im Sinne des § 3 Nr. 24 a EnWG erfasst sind. 

Somit ergibt sich bereits aus der Systematik der energiewirt-
schaftsrechtlichen Definitionen, dass Erzeugungsanlagen nicht 
zur Kundenanlage gehören können, ebensowenig wie Speicher-
anlagen. Auch Anlagen zur (bloßen) Fortleitung von Energie 
gehören nicht dazu. Der Unterschied zwischen „Fortleitung“ 
und „Abgabe“ von Energie dürfte in der – wie auch immer zu 
definierenden – Nähe zu den Energieumwandlungseinheiten 
(Verbraucherinnen und Verbraucher) liegen. Um eine sinn-

Schaubild Nr. 1

Quartier
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volle Unterscheidung zwischen „Fortleitung“ und „Abgabe“ 
treffen zu können, liegt es daher nahe, unter „Abgabe“ den 
direkten Anschluss an die Verbraucherinnen und Verbraucher 
zu verstehen. 

Bezogen auf das Schaubild Nr. 1 bedeutet dies, dass es sich bei 
der Windenergieanlage (grau) um eine Energieanlage zur Erzeu-
gung von Energie handelt und die Verbindungsleitung (schwarz) 
eine Energieanlage zur Fortleitung von Energie darstellt. 

Der Wortlaut und die Systematik des § 3 Nr. 24 a EnWG – in 
Verbindung mit § 3 Nr. 15 EnWG – legen somit nahe, unter 
dem Begriff der „Kundenanlage“ lediglich die Infrastruktur-
einrichtungen zu verstehen, die innerhalb des Quartiers zur 
Abgabe von Energie dienen. 

3. Auswertung des Beschlusses des Bundesgerichtshofs

Der Bundesgerichtshof hat in seinem Beschluss vom 12. 11. 
2019 den Begriff der Kundenanlage weiter konkretisiert. Er 
führt zum Erfordernis aus § 3 Nr. 24 a lit. a EnWG („räumlich 
zusammengehöriges Gebiet“) zunächst aus: 

„Erstreckt sich eine Energieanlage über mehrere Grundstücke, 
befindet sie sich auf einem räumlich zusammengehörigen Ge-
biet, wenn diese Grundstücke so gut wie ausschließlich über 
die Anlage versorgt werden, tatsächlich aneinander angrenzen 
und ein geschlossenes, von den äußeren Grundstücksgrenzen 
begrenztes Gebiet darstellen. Unschädlich ist es, wenn ein so 
abgegrenztes Gebiet Straßen, ähnliche öffentliche Räume oder 
vereinzelte, nicht ins Gewicht fallende andere Grundstücke 
einschließt, welche nicht durch die Anlage versorgt werden.“

Diese Ausführungen stützen die oben skizzierten Überlegungen. 
Denn dem Bundesgerichtshof wird bei der Annahme, eine Ener-
gieanlage erstrecke sich über mehrere Grundstücke, wohl nicht 
der – mögliche, aber unwahrscheinliche – Fall vorgeschwebt 
haben, dass sich beispielsweise eine Windenergieanlage auf der 
Grenze zweier oder mehrerer Grundstücke befindet. Vielmehr 
betont das Gericht, dass es um die Versorgung der Grundstücke 
über die Anlage geht und bezieht sich hierbei höchstwahr-
scheinlich und zutreffend auf die vierte Variante von § 3 Nr. 15 
EnWG, also der „Energieanlage zur Abgabe von Energie“. 

Insbesondere aber führt der Senat weiter aus: 

„Eine Energieanlage ist für die Sicherstellung eines wirksamen 
und unverfälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit Elek-
trizität und Gas unbedeutend, wenn sie weder in technischer 
noch in wirtschaftlicher noch in versorgungsrechtlicher Hin-
sicht ein Ausmaß erreicht, das Einf luss auf den Versorgungs-
wettbewerb und die durch die Regulierung bestimmte Lage 
des Netzbetreibers haben kann. Dies scheidet im Regelfall 
aus, wenn mehrere Hundert Letztverbraucher angeschlossen 
sind, die Anlage eine Fläche von deutlich über 10.000 qm versorgt, 
die jährliche Menge an durchgeleiteter Energie voraussichtlich 

1.000 MWh deutlich übersteigt und mehrere Gebäude an-
geschlossen sind.“ 8

Das Größenkriterium der 10.000 qm bezieht sich also ausweis-
lich der Ausführungen des Bundesgerichtshofs ausdrücklich 
auf das Versorgungsgebiet, das im Sinne von § 3 Nr. 15 und § 3 
Nr. 24 a EnWG abzugrenzen ist vom Erzeugungsgebiet und vom 
bloßen Fortleitungsgebiet.

Auch die nähere Betrachtung des BGH-Beschlusses vom 12. 11. 
2019 führt zu dem Ergebnis, hinsichtlich der Berechnung der 
Größe der „Kundenanlage“ lediglich das Quartier selbst, nicht 
jedoch die Verbindungsleitung zur Windenergieanlage und/
oder diese selbst heranzuziehen. 

4. Übergreifende und teleologische Erwägungen

Gesetze und Rechtsprechung sind grundsätzlich verständig 
dahingehend auszulegen, dass sie auf zutreffende Tatbestände 
auch tatsächlich anzuwenden sind. Nicht hingegen ist ihnen 
eine Bedeutung beizumessen, die ihre Aussagen etwa wider-
sinnig erscheinen lassen. 

Dies gilt auch im Hinblick auf das 10.000 qm-Kriterium des 
Bundesgerichtshofs. Die Einbeziehung der Erzeugungsanlagen 
und/oder der erforderlichen Leitungen zwischen Erzeugungs-
anlagen und Versorgungsgebiet würden jedenfalls für einen gro-
ßen Teil der in Frage kommenden Anlagen zur Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien (insbesondere Windenergie 
und Biomasse) dazu führen, dass sie niemals zur Versorgung im 
Rahmen von Kundenanlagen dienen könnten. 

Dies veranschaulicht zunächst die Überlegung, wie denn die 
Größe der Kundenanlage berechnet werden sollte, wenn die 
Erzeugungsanlage und/oder die Fortleitungsanlage9 zur Bemes-
sung der räumlichen Ausdehnung herangezogen werden würde. 
In Frage käme beispielsweise, jeweils gedanklich

–	� ein kleinstmögliches Rechteck anzunehmen, das alle drei 
Elemente umschließt, 

–	� einen kleinstmöglichen Kreis zu ziehen, dessen Mittelpunkt 
das Versorgungsgebiet ist und dessen Radius so gewählt 
wird, dass die anderen beiden Elemente umfasst sind oder 

–	� ebenso vorzugehen, als Mittelpunkt allerdings die Mitte 
zwischen den drei Elementen zu wählen. 

Die entsprechenden geografischen Bemessungsgrößen stellten 
sich dann schematisch wie folgt dar: 

8	 Hervorhebung nicht im Original. 

9	 Da der geografische Unterschied jedenfalls im Falle der beispielhaften Wind-

energieanlage sich nur auf die Größe des Fundamentes der Windenergieanlage 

beziehen kann, erfolgt hier aus Gründen der Vereinfachung keine gesonderte 

Betrachtung mehr.



Beiträge188 REE 04-2020

Hierdurch wird deutlich, dass jede der gewählten geometrischen 
Bezüge zu einer ganz erheblichen Ausweitung des relevanten 
Gebietes führen würden. Dies für sich genommen macht die 
Annahme zwar noch nicht ablehnungswürdig. Durchaus aber 
die zusätzliche Überlegung, dass der schwarze Pfeil (also die 
Leitung zwischen der Windenergieanlage und dem Quartier) 
aufgrund der vorgeschriebenen Abstandsregelungen von Wind-
energieanlagen zur Wohnbebauung10 mindestens 1.000 Meter 
beträgt. Selbst wenn lediglich dieser Mindestabstand einzuhal-
ten wäre und sich die Windenergieanlage auf exakt gleicher 
Höhe wie das Quartier bef ände, dürfte die Höhe des grauen 
Kastens dann nur noch 10 Meter betragen – die maximale 
Fläche des Quartiers wäre auf die Größe eines Gartenhauses 
beschränkt.

Bei den beiden „Radius-Varianten“ (also die beiden Kreise 
in Schaubild Nr. 2) wäre nicht einmal eine solche Kleinst-
Versorgung möglich. Denn die Fläche wäre hier mindestens 
∏ * (500 m)2 = 785.398 qm groß und mithin weit jenseits der 
vom Bundesgerichtshof in seinem Beschluss vom 12. 11. 2019 
als Orientierungsgröße genannten 10.000 qm.

Vor einer vergleichbaren Problematik stünde man, wenn man 
nicht eine Windenergieanlage, sondern eine Biomasseanlage 
zur Stromversorgung des Quartiers einsetzen wollte. Denn 
Biomasseanlagen dürfen insbesondere aufgrund der mit ihrem 
Betrieb einhergehenden Geruchsbelästigungen ebenfalls nur 
mit erheblichem Abstand zu Wohnbebauungen errichtet und 
betrieben werden.11 

Im Ergebnis blieben letztlich lediglich drei Anlagentypen zur 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien übrig, um 
eine „Kundenanlage“ zu versorgen: Blockheizkraftwerke oder 
kleinere Photovoltaik-Installationen, die innerhalb des zu ver-
sorgenden Gebietes installiert und betrieben werden, oder 
Photovoltaik-Freif lächenanlagen, die das Quartier mehr oder 
weniger „umzingeln“. 

Es ist weder dem Gesetzgeber noch dem Bundesgerichtshof zu 
unterstellen, dass die Versorgung von Kundenanlagen mit den 
ressourcenschonenden und zudem energiepolitisch gewollten 
Energieträgern „Windenergie“ und „Biomasse“ gänzlich aus-

Quartier

Schaubild Nr. 2

10	 Die Abstandsregelungen sind länderspezifisch geregelt, vgl. Fachagentur 

Windenergie, Überblick zu den Abstandsempfehlungen zur Ausweisung von 

Windenergiegebieten in den Bundesländern (Stand: Februar 2020), abrufbar 

unter www.fachagentur-windenergie.de. Die Einführung eines § 35 a in das 

Baugesetzbuch, mit dem bundesweit ein Mindestabstand von 1.000 Meter 

eingeführt werden sollte, ist jüngst gescheitert. Stattdessen wurde durch 

Art. 2 des Gesetzes vom 8. 8. 2020 (BGBl. 2020 I, 1728) in § 249 Abs. 3 BauGB 

eine Länderöffnungsklausel eingeführt. 

11	 Vgl. zur Thematik BayVGH, Urt. v. 26. 7. 2016 –  2 B 15.2392 [juris]; VGH Baden-

Württemberg, Urt. v. 3. 5. 2017 – 3 S 1401/15, NVwZ-RR 2017, 761. Die konkreten 

Abstandsregelungen regeln die Kommunen in der Regel in ihren Bebauungs-

plänen.
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geschlossen bzw. sozusagen „wegdefiniert“ werden sollte. Dieser 
Befund wird dadurch gestützt, dass dem Begriff der Kunden-
anlage – sowohl gemäß § 3 Nr. 24 a lit. a EnWG („räumlich 
zusammengehöriges Gebiet“) als auch dem Beschluss des Bun-
desgerichtshofs – eine gewisse geografische, funktionale und ggf. 
auch optische Homogenität inwendig ist. Auch ließe sich eine 
solche Homogenität weder mit Windenergieanlagen heutiger 
Bauart – die Zeit der beschaulichen Getreidemüller-Wind-
mühle ist vorbei – noch mit Biomassekraftwerken erreichen. 

Selbst wenn als Alternative zu den oben genannten geomet-
rischen Bezugsgrößen weder ein Rechteck noch ein Kreis, 
sondern allein die Fläche des Kabels und der Erzeugungsanlage 
gerechnet würde, würden bei lebensnaher Betrachtung – die 
Breite der von der Leitung in Anspruch genommenen Fläche 
sollte mit nicht weniger als einem Meter veranschlagt wer-

den – allein durch die Anbindung der Erzeugungsanlage über 
1.000 qm der 10.000 qm „verbraucht“. Auch dieser Ansatz mag 
nicht zu überzeugen.

6. Ergebnis

Das Ergebnis ist eindeutig: Bei der Berechnung der geogra-
fischen Ausdehnung einer „Kundenanlage“ gemäß § 3 Nr. 24 a 
EnWG ist nach der Gesetzesauslegung und auch unter Be-
rücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs in 
seinem Beschluss vom 12. 11. 2019 ausschließlich die Fläche des 
zu versorgenden Quartiers zu grunde zulegen, nicht jedoch 
die Erzeugungsanlage und/oder die von den Leitungen in An-
spruch genommene Fläche zwischen den Erzeugungseinheiten 
und dem Quartier. 

Rechtsanwältin Patrizia Zorn, Berlin*

Anlagenzusammenfassung aufgrund „unmittelbarer räumlicher 
Nähe“ im Zusammenhang mit negativen Strompreisen 

Zugleich Anmerkung zu BGH, Urteil vom 14. 7. 2020 – XIII ZR 12/19 

I. Einleitung

Der BGH befasste sich in seiner Entscheidung vom 14. 7. 20201 
mit der Frage, welche Voraussetzungen vorliegen müssen, um 
eine „unmittelbare räumliche Nähe“ im Rahmen der Feststel-
lung einer Anlagenzusammenfassung zwischen zwei Wind-
energieanlagen bejahen zu können. Zugleich hatte er darüber 
zu urteilen, ob § 24 Abs. 3 Nr. 2 EEG 2014 bzw. § 51 Abs. 3 
Nr. 1 EEG 2017 auch auf Windenergieanlagen Anwendung 
finden kann, wenn die jeweils betroffene Anlage eine installierte 
Leistung von weniger als 3 MW aufweist. Der Beitrag analysiert 
diese Entscheidung und zeigt praktische Konsequenzen auf. 

Im Rahmen der Anlagenzusammenfassung von Anlagen besteht 
nach wie vor große Unsicherheit, obgleich mittlerweile hin-
reichend Rechtsprechung und auch Voten der Clearingstelle 
EEG | KWKG insbesondere für Solaranlagen und Biogasanlagen 
existieren. Im vorliegenden Fall hatte der BGH über die An-
lagenzusammenfassung von Windenergieanlagen zu befinden. 
Dabei hat er es für eine „unmittelbar räumlichen Nähe“ genü-
gen lassen, dass die streitgegenständliche Windenergieanlage 
gemeinsam mit weiteren Windenergieanlagen auf einem zu-
sammenhängenden Areal errichtet wurden und alle Anlagen 
eine gemeinsame technische Infrastruktur aufweisen. 

*	 Die Verfasserin ist Rechtsanwältin bei Brahms Nebel & Kollegen, Berlin.

1  	 BGH, Urt. v. 14. 7. 2020 – XIII ZR 12/19, REE 2020, 193 [in diesem Heft]. 

II. Sachverhalt

Der Entscheidung des BGH lag im Wesentlichen der folgende 
Sachverhalt zugrunde:

Die Klägerin ist Betreiberin einer Windenergieanlage (WEA 
10), die am 14. 1. 2016 in Betrieb genommen wurde und eine 
installierte Leistung von 2,2 MW aufweist. Den mit dieser An-
lage erzeugten Strom speist die Klägerin in das Stromverteiler-
netz der Beklagten ein, welchen diese im Gegenzug mit der 
gesetzlich geregelten Marktprämie vergütet. 

Die WEA 10 gehört einem Windpark mit insgesamt zehn 
Windenergieanlagen an, die auf verschiedenen Grundstü-
cken verteilt sind, von demselben Projektierer projektiert und 
errichtet wurden, von gesellschaftsrechtlich miteinander ver-
bundenen Unternehmen betrieben werden und ihren Strom 


